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Hintergrund der COVID-19-Pandemie. Ausgehend von der zentralen Annahme, die Pandemie als neu-
en, einzigarGgen, mulGdimensionalen und potenziell toxischen Stressfaktor zu begreifen, werden 
maßgebliche psychosoziale Belastungstrends beschrieben. Ziel dieser ExperGse ist es, die gegenwärGg 
vorliegenden arbeitssoziologischen Erkenntnisse zu den Veränderungen der ArbeitsgesellschaA mit 
dem Fokus auf psychische Belastungen vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie darzustellen. 
Dadurch werden sowohl Anhaltspunkte für die Realisierbarkeit einer Verordnung zum Schutz vor Ge-
fährdungen durch psychische Belastungen bei der Arbeit als auch der Novellierungsbedarf aufgrund 
der rasch fortschreitenden Veränderungen im Zuge des Pandemiegeschehens aufgezeigt.  
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Vorbemerkungen

Vorbemerkungen: Arbeitsschutz in der Pandemiegesellscha9 
„Stress auf der Arbeit“ ist nicht erst seit der Corona-Krise Gegenstand der arbeits- und ge-
sundheitspoliGschen Debafen. Dieser Indikator der rasant fortschreitenden strukturellen 
Veränderungen der ArbeitsgesellschaA wird durch die Pandemie verschärA oder neu ausge-
löst. Arbeitsbezogener Stress ist als strukturelles Symptom übermäßiger Belastungen in der 
modernen ArbeitsgesellschaA und nicht als individueller Fehler zu verstehen. Somit können 
psychosoziale Risiken und Stress genauso beherrschbar sein wie jedes andere Sicherheits- 
und Gesundheitsrisiko am Arbeitsplatz (vgl. EU-OSHA). 

Bereits vor der COVID-19-Pandemie sGeg die Zahl derer, die aufgrund psychosozialer Arbeits-
belastungen erkrankten und dauerhaA aus dem Arbeitsleben ausschieden, steGg an (vgl. TK 
Gesundheitsreport 2020: 22). Vor dem Hintergrund der Corona-Krise und der sich zuspitzen-
den Veränderungen der ArbeitsgesellschaA erlangt der Schutz vor negaGven psychosozialen 
Arbeitsbelastungen eine neue Dringlichkeit. Trotz der steigenden Zahl von arbeitsbedingten 
psychischen Erkrankungen und einer wechselhaAen Verstärkung von psychischen und kör-
perlichen Fehlbelastungen exisGert bisher keine rechtsverbindliche Verordnung zum Schutz 
vor psychischen Über- oder Fehlbelastungen.  

Abb. 1 TK Gesundheitsreport (2020): AU-Tage von Erwerbspersonen mit MitgliedschaA in der Techniker-Kran-
kenkasse je Fall nach ICD-10-Diagnosekapiteln im Jahr 2020, S. 22. 
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Befunde zu den Folgen psychischer Belastungen wie Stress und Burnout stehen in Zusam-
menhang mit den strukturellen Veränderungen in der ArbeitsgesellschaA und den daraus 
resulGerenden Arbeitsbedingungen und ihren Anforderungen wie Flexibilität, Mobilität, Er-
reichbarkeit, Unsicherheitsbewäl<gung und Selbstorganisa<on (Carstensen 2015). Angesichts 
dieser Veränderungen und ihrer Zuspitzungen durch die Pandemie wird der rechtsverbindli-
che Regelungsbedarf psychischer Gefährdungsfaktoren mehr als deutlich. Hinzuzufügen ist, 
dass bereits seit 2013 die Aufforderung gegenüber der Bundesregierung besteht, eine Ver-
ordnung zum Schutz vor Gefährdungen durch psychische Belastungen bei der Arbeit zu erlas-
sen.   1

Die Herausforderungen im Bereich des Arbeits- und Gesundheitsschutzes aufgrund der Auf-
weichung bestehender Reglungen, einer Alltagspraxis wiederkehrender Verstöße gegen ge-
setzliche Regelungen, fehlender Kontrollmöglichkeiten sowie die Ausweitung von unregulier-
ten Bereichen bei gleichzeiGger Zunahme psychischer Belastungsgefahren stellen sich auch 
im Bereich digitaler und mobiler Erwerbsarbeit (Carstensen 2015), der durch die Pandemie 
deutlich ausgeweitet wurde.  

An=-Stress-Verordnung 
Interessenvertretungen liegt formal ein Instrument zur ProblemaGsierung der flexibilisierten, 
Output orienGerten und entgrenzten Arbeitswelt vor (Graefe 2019). So erarbeitete die IG 
Metall im Juni 2012 angesichts dieser Entwicklungen eine Verordnung zum Schutz vor Ge-
fährdungen durch psychische Belastungen bei der Arbeit, kurz: eine An<-Stress-Verordnung 
zur Modernisierung des Arbeitsschutzrechtes, um der unzureichenden Ausgestaltung des 
Arbeitsschutzrechtes im Bereich psychischer Arbeitsbelastungen entgegenzuwirken (IG Me-
tall Vorstand 2012; Fergen 2015). Die gewerkschaAliche VerordnungsiniGaGve beruht auf 
zahlreichen wissenschaAlich gesicherten Befunden, die Zusammenhänge zwischen psychi-
scher Belastung und der BeeinträchGgungen von körperlicher und psychischer Gesundheit 
gut belegen (exemplarisch: Hasselhorn/Portuné 2010; Siegrist/Dragano/Wahrendorf 2010; 
vgl. auch Angerer/Siegrist/Harald 2014). 

Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) weist in dem Bericht „Psychi-
sche Gesundheit in der Arbeitswelt – WissenschaAliche StandortbesGmmung“ darauf hin, 
dass mit diesem Verordnungsentwurf vonseiten der IniGator:innen eine Regelungslücke im 
exisGerenden Gesetzes- und Regelwerk konstaGert wird, die laut der VerordnungsiniGaGve 
dazu führt, Gefährdungen durch physische Belastungen trotz des zunehmenden Anteils psy-
chischer Erkrankungen in der betrieblichen Arbeitsschutzpraxis nicht ausreichend zu berück-
sichGgen (vgl. Rothe et al. 2017: 104f.). Laut einer repräsentaGven Betriebsbefragung ist ge-

 BR-Drucks. 315/13(B), abgerufen von hfps://www.bundesrat.de/SharedDocs/drucksachen/2013/0301- 1

0400/315-13(B).pdf?__blob=publicaGonFile&v=3
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genwärGg nur in jedem fünAen Betrieb mit dem Vorliegen einer Gefährdungsbeurteilung zu 
rechnen, in der psychische Belastungen berücksichGgt wurden (Beck/Lenhardt 2019). 

Unter einer Gefährdungsbeurteilung „wird ein Prozess verstanden, in dem auf Grund-
lage einer Beurteilung der Gefährdung, die für die BeschäAigten mit ihrer Arbeit ver-
bunden ist, Maßnahmen des Arbeitsschutzes systemaGsch ermifelt, umgesetzt und 
im Hinblick auf ihre Wirksamkeit überprüA werden“ (Beck 2019: 127).  

Die Gefährdungsbeurteilung gilt als Kernprozess des betrieblichen Arbeitsschutzes und 
schreibt gemäß § 5 ArbSchG  in Verbindung mit DGUV VorschriA 2  die Beurteilung der Ar2 3 -
beitsbedingungen und die damit einhergehende Ermiflung erforderlicher Maßnahmen 
durch den Arbeitgeber vor (Beck/Splifgerber 2016).  

Eine wichGge Novellierung des Arbeitsschutzgesetzes ergab sich 2013 durch die BerücksichG-
gung psychischer Belastungen in der Beurteilung der Arbeitsbedingungen, die nun explizit im 
ArbSchG § 5 Absatz 3 Punkt 6 als Teil der regelmäßig zu erneuernden betrieblichen Gefähr-
dungsbeurteilung geklärt wird. „Eine Gefährdung kann sich insbesondere ergeben durch […] 
6. psychische Belastungen bei der Arbeit (§ 5 Abs. 3 Nr. 6 ArbSchG)“. Damit erfolgte die Klar-
stellung, dass der dem Arbeitsschutzgesetz zugrunde liegende Gesundheitsbegriff die physi-
sche wie die psychische Gesundheit umfasst (Rothe 2017 et al.: 100). Evaluierungen zeigen 
jedoch, dass eine ganzheitliche Gefährdungsbeurteilung, die psychische Belastungen erfasst, 
in der Praxis kaum der Fall ist. Wie zuletzt die Betriebsbefragung „Betriebe in der Covid-19-
Krise“ des InsGtuts für Arbeitsmark- und Berufsforschung (IAB) verdeutlicht: Die Berücksich-
Ggung der psychischen Belastungen, wie z. B. eine hohe Arbeitsintensität oder verstärkte 
Konflikte mit Kund:innen, findet selten Anwendung. Lediglich 22 Prozent in der für Deutsch-
land repräsentaGven Betriebsbefragung geben an, Maßnahmen im Hinblick auf psychische 
Belastungen eingeführt zu haben. Entscheidender Faktor bei der Umsetzung ist die Betriebs-
größe, d. h. mit zunehmender Betriebsgröße werden durchschniflich mehr Schutzmaßnah-
men eingeführt (Robelski/Steidelmüller/Pohlan 2020) jedoch sollten im Rahmen einer ar-
beitsbezogenen Gefährdungsbeurteilung die Faktoren psychosozialer Gefährdungen berück-
sichGgt werden (Dragano et al. 2020).  

Ein Verordnungsentwurf, wie er bisher von der IG Metall vorgelegt wurde, die sogenannte 
An<-Stress-Verordnung, so lautet die Haupfhese der hiermit vorgelegten ExperGse, normiert 
den Umgang mit psychosozialen Belastungsfaktoren, die für die Entstehung von arbeitsbe-

 Gesetz über die Durchführung von Maßnahmen des Arbeitsschutzes zur Verbesserung der Sicherheit und des 2

Gesundheitsschutzes der BeschäAigten bei der Arbeit (Arbeitsschutzgesetz - ArbSchG), abgerufen von hfps://
www.gesetze-im-internet.de/arbschg/BJNR124610996.html

 UnfallverhütungsvorschriA Betriebsärzte und FachkräAe für Arbeitssicherheit (DGUV VorschriA 2), abgerufen 3

von hfps://www.dguv.de/medien/inhalt/praevenGon/vorschriAen_regeln/dguv-vorschriA_2/muster_           
voschr_2.pdf
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dingtem Stress maßgeblich sind. Einerseits wird vor dem Hintergrund der COVID-19-Pande-
mie die Dringlichkeit einer rechtsverbindlichen Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen 
durch psychosoziale Arbeitsbelastungen deutlich. Andererseits zeigen die drasGschen Verän-
derungen in der Arbeitswelt den Novellierungsbedarf des Verordnungsentwurfs auf. Eine 
AnG-Stress-Verordnung würde zentrale Gefährdungsfaktoren mit nachweislich negaGv wir-
kenden psychischen Belastungen in einer RechtsvorschriA integrieren (Fergen 2015) und so-
mit Arbeitgebende stärker in die Pflicht nehmen. Aufgrund der gesellschaAlichen Verände-
rungen vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie ist eine Überprüfung, eine Anpassung 
an den wissenschaAlichen Erkenntnisstand und eine Novellierung dieses Verordnungsent-
wurfs notwendig. 

Defini=on 

NormaGver Hintergrund der hier referierten Gesetze und Verordnungen ist der konzepGonell 
zugrunde liegende Begriff der psychischen Belastung nach der DIN EN ISO 10.075.  Das Ad4 -
jekGv psychisch wird in der Norm durch den Bedeutungszusammenhang „kogniGve und emo-
Gonale Vorgänge im Menschen“ genauer spezifiziert. Der Norm zufolge sind psychische Be-
lastungen als die „Gesamtheit aller erfassbaren Einflüsse, die von außen auf den Menschen 
zukommen und diesen beeinflussen“ definiert. Dagegen werden Beanspruchungen als „un-
mifelbare […] Auswirkung der psychischen Belastung im Individuum in Abhängigkeit von 
seinem aktuellen Zustand“ (DIN EN ISO 10.075-1: 2017) besGmmt. Somit bezeichnet psychi-
sche Belastung die Ursache der psychischen Beanspruchung, die damit zeitlich die Folge ei-
ner Belastung ist (vgl. Neuner 2019: 39).  

Dieses „neutrale“ Belastungsverständnis hat sich in der Fachsprache der Arbeitspsychologie 
und Arbeitsmedizin mit Einfluss auf die Rechtsprechung und Gesetzgebung durchgesetzt, 
entspricht aber häufig nicht dem Alltagsverständnis. Demnach wird bei der Bezeichnung ei-
nes Phänomens als Belastung die problemaGsche Einwirkung oder BeeinträchGgung bereits 
mitgemeint. In der Fachsprache behält man sich diesen Bewertungsschrif als Fehlbelastung 
oder Beanspruchung vor, weil davon ausgegangen wird, dass eine Belastung auch posiGv 
bewälGgt werden und somit ressourcenau{auend wirken kann. Der Fachsprache wird in der 
hier vorgelegten ExperGse dort gefolgt, wo es um die formalen VorschriAen oder fachwissen-
schaAlichen Debafen geht. Die arbeitssoziologische PerspekGve orienGert sich eher am All-
tagsverständnis der Betroffenen, weshalb dieser problemaGsierende, subjekGve Belastungs-
begriff hier an den entsprechenden Stellen ebenfalls zur Geltung kommt. 

 Ergonomische Grundlagen bezüglich psychischer Arbeitsbelastung 4
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SARS-CoV-2 Arbeitsschutz 
Aufgrund des Ausbruchs eines neuarGgen Coronavirus und die dadurch ausgelöste gesund-
heitliche Notlage von internaGonalem Ausmaß ist die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung 
(Corona-ArbSchV)  und die "Home-Office"-Regelung aus § 28 b Abs. 7 InfekGonsschutzgesetz 5

(IfSG)  als Teil des Maßnahmenpakets der Bundesregierung zur Eindämmung der Virusver6 -
breitung mit dem Ziel der Kontaktbeschränkung erlassen worden.  

„Der Arbeitgeber hat gemäß der §§ 5 und 6 des Arbeitsschutzgesetzes die Gefähr-
dungsbeurteilung hinsichtlich zusätzlich erforderlicher Maßnahmen des betrieblichen 
InfekGonsschutzes unter BerücksichGgung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel zu 
überprüfen und zu aktualisieren“ (§ 2 Abs. 1 Corona-ArbSchV).  

Im August 2020 trat die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel  in KraA. Diese sieht die BerücksichG7 -
gung psychischer Belastungen vor. Als zu berücksichGgende Faktoren werden genannt: 

1. „Gefgreifende Veränderungen der ArbeitsorganisaGon, der Arbeitsplatz- und Arbeits-
zeitgestaltung sowie der Art und Weise der KommunikaGon und KooperaGon bei der 
Arbeit“ (SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel Fassung 07.05.2021: 16)  

2. die „konflikthaAen Auseinandersetzungen mit Kunden, langandauernde hohe Arbeits-
intensität in systemrelevanten Branchen sowie Auswirkungen der Kontaktbeschrän-
kungen wie zum Beispiel soziale IsolaGon im Homeoffice“ (ebd.: 16f.)  

3. die in der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel auf die GDA -Leitlinie verweisenden „Emp8 -
fehlungen zur Umsetzung der Gefährdungsbeurteilung psychischer Belastung“ als 
MaßnahmenorienGerung (ebd.: 17) 

Die BerücksichGgung arbeitsbedingter psychosozialer Gefährdungsfaktoren entspricht einem 
modernen, ganzheitlichen Gesundheitsschutz und ist deshalb zu begrüßen. Jedoch ist die 
SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel weder ein Gesetz noch eine Rechtsverordnung und gilt daher 
nicht unmifelbar.  Damit wird die BerücksichGgung psychosozialer Arbeitsbelastungen nicht 9

in Form von rechtsverbindlichen Vorgaben getroffen.  

 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung vom 21. Januar 2021 (BAnz AT 22.01.2021 V1) in der bis zum 22. April 5

2021 geltenden Fassung.

 Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von InfekGonskrankheiten beim Menschen - InfekGonsschutzgesetz 6

vom 20. Juli 2000 (BGBl. I S. 1045), das zuletzt durch ArGkel 6 des Gesetzes vom 7. Mai 2021 (BGBl. I S. 850) 
geändert worden ist.

 SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel, GMBl 2020, S. 484-495 (Nr. 24/2020 vom 20. August 2020), zuletzt geändert: 7

GMBl 2021 S. 622-628 (Nr. 27/2021 vom 7. Mai 2021).

 Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (ausführlich hfps://www.gda-psyche.de/SharedDocs/Publika8 -
Gonen/DE/broschuere-empfehlung-gefaehrdungsbeurteilung.pdf?__blob=publicaGonFile&v=16)

 Zur SystemaGk des Arbeitsschutzrecht vgl. Neuner 2019.9
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Grundsätzlich sind Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber zur Erstellung einer Gefährdungsbeur-
teilung gesetzlich verpflichtet (§ 5 ArbSchG). Die auf Grundlage dieser Gefährdungsbeurtei-
lung zu treffenden Maßnahmen haben den  

„[…] Stand von Technik, Arbeitsmedizin und Hygiene sowie sonsGge gesicherte ar-
beitswissenschaAliche Erkenntnisse zu berücksichGgen“ (§ 4 Nr. 3 ArbSchG).  

Die durch das Virus SARS-CoV-2 ausgelöste Pandemie und die getroffenen Gegenmaßnah-
men zur Eindämmung des Virus wirken sich deutlich auf die psychische sowie die allgemeine 
Gesundheit der Menschen aus – so lautet die Schlussfolgerung auf Basis erster Ergebnisse 
der NAKO Gesundheitsstudie. Vor dem Hintergrund der Veränderungen der psychosozialen 
Arbeitsbelastungen durch die Pandemie und der Zunahme von Symptomen wie Angst, Stress 
und Depressionen seit dem Frühjahr 2020 (vgl. Peters et al. 2020) ist somit die Notwendig-
keit einer Verordnung, die auf die Vermeidung bzw. Verringerung von Gefährdungen durch 
psychosoziale Arbeitsbelastungen abzielt, hinreichend gegeben. Insbesondere können be-
sGmmte psychische Arbeitsbelastungen durch eine fundamentale Veränderung der Arbeitssi-
tuaGon – wie dies an fast allen Arbeitsplätzen während der COVID-19-Pandemie der Fall ist – 
auAreten. Dabei ist zwischen den psychosozialen Belastungen am regulären Arbeitsplatz und 
jenen im Homeoffice zu unterscheiden (Dragano et al. 2020). Auch wenn der Trend zum Ho-
meoffice seit der COVID-19-Pandemie einen kräAigen Schub erhalten hat (Dörre et al. 2020, 
siehe auch ZeTT-Homeoffice-Sonderveröffentlichung) mussten insbesondere gewerblich Ar-
beitende trotz fehlender Schutzvorkehrungen häufig an ihren regulären Arbeitsort zurück-
kehren (Dörre 2020).  

Begriffsklärungen und Regelungen des Arbeitsschutzes 

In der vorliegenden ExperGse werden die Begriffe Telearbeit, Homeoffice und Mobiles Arbei-
ten verwendet und wie folgt voneinander abgegrenzt: 

Telearbeit umfasst einen fest eingerichteten Bildschirmarbeitsplatz im Privatbereich 
von BeschäAigten und ist in der Arbeitsstäfenverordnung (ArbStäfV)  geregelt. Ver10 -
traglich festgelegt sind die wöchentliche Arbeitszeit und die Dauer der Einrichtung 
des Telearbeitsplatzes. Die benöGgte Ausstafung (Technik/Möbel) wird durch den 
Arbeitgebenden bereitgestellt. 

Mobiles Arbeiten ist eine sporadische, nicht unbedingt ganztägige Arbeit mit PC oder 
tragbaren Bildschirmgeräten (z. B. Laptop, Tablet), die weder an das Büro noch an 
den privaten Arbeitsplatz gebunden ist. 

 Verordnung über Arbeitsstäfen (Arbeitsstäfenverordnung–ArbStäfV) (2020) Arbeitsstäfenverordnung vom 10

12. August 2004 (BGBl. I S. 2179), die zuletzt durch ArGkel 226 der Verordnung vom 19. Juni 2020 (BGBl. I S. 
1328) geändert worden ist.

Seite  von 406



Einführung 

Homeoffice ist eine Form des mobilen Arbeitens. Diese Arbeitsform umfasst nach-
vorheriger AbsGmmung mit dem Arbeitgebenden eine zeitweilige TäGgkeit im Privat-
bereich der BeschäAigten. 

Im Gegensatz zu Telearbeit sind für das mobile Arbeiten als auch für das Arbeiten im 
Homeoffice deutlich weniger Vorgaben vorhanden. Hervorzuheben ist, dass auch bei 
Homeoffice und mobilem Arbeiten das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) und das Ar-
beitszeitgesetz (ArbZG)  zu berücksichGgen sind (vgl. Backhaus/Tisch/Baermann 11

2021: 35f.). 

1. Einführung: Die COVID-19-Pandemie als mul=dimensionaler Stressor 
Der Blick auf vorangegangene internaGonale InfekGonswellen zeigt die nicht zu unterschät-
zende Gefahr von Pandemien und Quarantänemaßnahmen für die psychische Gesundheit 
auf. Als Stressoren, welche negaGve Effekte auf die psychische Gesundheit begünsGgen, wur-
den die längere Quarantänedauer, InfekGonsängste, FrustraGon, Langeweile, unzureichende 
InformaGonen, finanzielle Einbußen und wahrgenommene SGgmaGsierung idenGfiziert. Ne-
ben der somaGschen beinhaltet die COVID-19-Pandemie eine ökonomische Bedrohung, wel-
che das Wohlbefinden zusätzlich beeinträchGgen kann (Brakemeier et al. 2020).  

So zeigt eine Studie zu den Auswirkungen der Finanzkrise (2007ff.) auf die psychische Ge-
sundheit von Menschen in den Vereinigten Staaten auf, dass Personen aufgrund des Erlei-
dens mindestens eines finanziellen, arbeits- und wohnungsbezogenen Defizits eine höhere 
Wahrscheinlichkeit aufweisen drei bis vier Jahre nach der Rezession, Symptome wie Depres-
sionen, generalisierte Angstzustände und Panikafacken auszubilden (Forbes/Krueger 2019). 
Der Blick auf frühere Krisenereignisse, insbesondere auf die Wel�inanzkrise kann aufgrund 
der breiten Forschungslage hilfreich sein. Aufgrund der historischen Unterschiede sind die 
Erkenntnisse unter Vorbehalt übertragbar, leisten aber dennoch eine OrienGerung (Hoff-
mann 2020).  
Aus dieser PerspekGve interpreGeren klinische Psycholog:innen und Psychotherapeut:innen  

„[…] die aktuelle COVID-19-Pandemie mit den jeweiligen Sicherheitsmaßnahmen vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen mit früheren Pandemien und Krisen als ein neuer, 
einzigar=ger, mul=dimensionaler und poten=ell toxischer Stressfaktor […]“ (Brake-
meier et al. 2020: 2).  

Dieser lässt die Pandemie als eine besondere Bedrohung erscheinen und kann durch fünf 
CharakterisGka gekennzeichnet werden (vgl. Abbildung 2, modifiziert nach Brakemeier et al., 
2020). 

 Arbeitszeitgesetz (ArbZG) (1994) vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S.1170, 1171), das zuletzt durch ArGkel 8 u. ArGkel 11

11 Absatz 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 575) geändert worden ist.
Seite  von 407



Einführung 

Abb. 2 Die COVID-19-Pandemie als Herausforderung für die psychische Gesundheit. 

Erste Studien zu den Veränderungen in der ArbeitsgesellschaA geben Hinweise auf potenziel-
le Auswirkungen auf die psychische Gesundheit von Menschen in der Bundesrepublik, wäh-
rend langfrisGge Effekte bisher nur anGzipiert werden können (Brakemeier et al. 2020). In 
dieser SituaGon sind geeignete PrävenGonsmaßnahmen gegen übermäßige psychische Bean-
spruchungen, etwa aufgrund eines unzureichenden Arbeits- und Gesundheitsschutzes, zu 
treffen. Die mit der modernen ArbeitsgesellschaA assoziierten psychischen Arbeitsbelastun-
gen werden durch die COVID-19-Pandemie zum einen verschärA. Zum anderen werden die 
strukturellen Bedingungen dieser Belastungen in der Krisenzeit sichtbar. 

1.1 Ziel der Exper=se 
Ziel dieser ExperGse ist es, den gegenwärGg vorliegenden Forschungsstand  zu den Verände12 -
rungen der ArbeitsgesellschaA fokussiert auf psychische Arbeitsbelastungen vor dem Hinter-
grund der COVID-19-Pandemie darzustellen. Dadurch werden sowohl Anhaltspunkte für die 
Realisierbarkeit einer Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen durch psychische Belastun-
gen bei der Arbeit als auch der Novellierungsbedarf des Verordnungsentwurfs aufgrund der 
rasch fortschreitenden Veränderungen im Zuge des Pandemiegeschehens aufgezeigt.  

1.2 Methodik 
Zum jetzigen Zeitpunkt fehlen weitgehend empirisch gesicherte Erkenntnisse zu den langfris-
Ggen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die psychische Verfasstheit der Menschen. 
Die theoriebasierte Sicht auf die Veränderungen der psychischen Arbeitsbelastungen kann 
eine erste Einschätzung leisten, welche psychosozialen Belastungstrends in ZukunA in be-
sonderem Maße BerücksichGgung finden sollten. Gleichwohl ist deutlich, dass die Corona-
Krise Veränderungen der Arbeitsbedingungen und BelastungssituaGonen bewirkt, die Aus-

 Der Forschungsstand zur COVID-19 Pandemie unterliegt starken Veränderungen, daher wird hier auf das Da12 -
tum verwiesen, bis zu dem Forschungsergebnisse berücksichGgt werden konnten. Stand der Literaturrecherche: 
31. Juli 2021.
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Einführung 

wirkungen auf die psychische Verfasstheit der Einzelnen haben. Zu vermuten ist, dass Art 
und Ausmaß der Betroffenheit in Abhängigkeit von sozialer Ungleichheit (Berufsgruppen, 
Familien, Bewohner:innen unterschiedlicher Regionen, den Geschlechtern, Altersgruppen 
und ethnischen Gruppierungen) variieren. Darüber hinaus sind arbeitsbedingte psychosozia-
le Gefährdungsfaktoren bekannt, deren Einfluss auf die psychische Gesundheit ausreichend 
wissenschaAlich belegt ist. Neu sind dagegen Faktoren, die direkt mit der gegenwärGgen 
Pandemie zusammenhängen, wie beispielsweise die InfekGonsgefährdung und damit assozi-
ierte Ängste oder auch Ängste vor SGgmaGsierung aufgrund einer COVID-19-Erkrankung (vgl. 
Dragano et al. 2020: 3).  

In einer exploraGven Literaturrecherche wurden Studien zu den Veränderungen in der Ar-
beitsgesellschaA mit besonderem Fokus auf die psychischen Belastungstrends ermifelt. Die 
daraus gewonnenen Erkenntnisse sind zu Thesen verdichtet worden und in AbschniK 2 de-
tailliert argumenGert. BerücksichGgung finden auch die Hinweise auf maßgebliche psychoso-
ziale Arbeitsbelastungen in der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel sowie die dazu erarbeiten 
Handlungshilfen der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) als auch der 
BerufsgenossenschaAen und die Handreichungen des Kompetenznetz Public Health 
COVID-19 zu den psychischen Arbeitsbelastungen während der COVID-19-Pandemie. Auf die-
se grundlegende Zusammenschau der Belastungstrends (2) folgt die Beantwortung for-
schungsleitender Fragen (3).  

Zunächst werden die Veränderungen der ArbeitsgesellschaA und das Erleben des physischen 
Stresses aufgrund der Corona-Krise in der Bundesrepublik erläutert (3.1). Daran anschlie-
ßend wird die Spezifik der psychischen Belastungen durch die Pandemie unter besonderer 
BerücksichGgung der psychosozialen Belastungsfaktoren im Bereich des digitalen und mobi-
len Arbeitens und die daraus resulGerenden rechtlichen Regelungsbedarfe im Bereich Ho-
meoffice beschrieben (3.2). Daran anschließend folgt die Benennung zentraler Regelungsbe-
reiche einer Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen durch psychische Belastung bei der 
Arbeit („AnG-Stress-Verordnung“) unter BerücksichGgung des Novellierungsbedarfs vor dem 
Hintergrund der Veränderungen aufgrund der COVID-19-Pandemie. In Abschnif 3.4 werden 
Maßnahmen idenGfiziert, die Unternehmen hinsichtlich des Erhalts der Erwerbsfähigkeit ih-
rer von SARS-CoV-2 InfekGonen betroffenen BeschäAigten treffen sollten. Zusammenführend 
werden die Ergebnisse am Beispiel Thüringens konkreGsiert (3.5). Abschließend (4) werden 
Anhaltspunkte für die Herausforderungen und mögliche ImplemenGerungsschwierigkeiten 
einer AnG-Stress-Verordnung wiedergegeben, die im Rahmen von lei�adengestützten Ex-
pert:inneninterviews erhoben worden sind. Als Expert:innen gelten hier Akteur:innen, deren 
Arbeits- und Forschungsschwerpunkt auf dem Arbeits- und Gesundheitsschutz im Bereich 
psychischer Belastungen liegt. Daran anschließend folgt ein Ausblick (5) auf die zuverlässige 
IdenGfikaGon psychischer Belastungsfaktoren und einen möglichen prävenGven Schutz. 
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Teil I - Arbeitsgesellscha9 im Wandel 

2. Psychosoziale Belastungstrends vor dem Hintergrund der COVID-19-Pandemie  

Im Folgenden werden Veränderungen der ArbeitsgesellschaA genauer analysiert, die hin-
sichtlich ihrer Anforderungen psychosoziale Risiken erzeugen und vor dem Hintergrund der 
COVID-19-Pandemie von besonderer Relevanz sind. Dies geschieht anhand von neun pro-
blemzentrierten Thesen zu den aktuellen psychosozialen Belastungstrends. Dadurch wird 
eine Zusammenschau der wichGgsten psychosozialen Belastungen dargelegt, wobei hier die 
Risikobewertung im Vordergrund steht. 

1. Menschen in prekären Lebenslagen sind stark von den sozioökonomischen Folgen 
der COVID-19-Pandemie betroffen. 

2. In sogenannten systemrelevanten Berufen werden BeschäAigte mit verlängerten 
Arbeitszeiten konfronGert. 

3. Die Verlagerung der TäGgkeiten in das Homeoffice und die Arbeitsverdichtung in 
systemrelevanten Berufen führen zu Anerkennungsdefiziten bei BeschäAigten. 

4. TradiGonelle Muster geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung werden durch die Re-
privaGsierung der (Für-)Sorge akGviert und belasten insbesondere (alleinerziehen-
de) Müfer. 

5. Die COVID-19-Pandemie wirkt als Katalysator für mobile Arbeit mit widersprüchli-
chen Effekten wie beschleunigter Entgrenzungsdynamik und steigender Autono-
mie. 

6. Der verstärkte Rückgriff auf digitale InformaGons- und KommunikaGonstechnolo-
gie bedeutet neue Arten der Stressbelastung und StressbewälGgung. 

7. Soziale Konflikte mit Kund:innen oder PaGent:innen und die damit einhergehen-
den psychischen Belastungen nehmen zu – gerade in Bereichen mit hohen Antei-
len von EmoGonsarbeit in Präsenz. 

8. Die Gefahren und Auswirkungen des neuarGgen SARS-CoV-2-Virus befördern In-
fekGonssorgen und SGgmaGsierungstendenzen – in einigen WirtschaAs- und TäGg-
keitsbereichen als immanentes Arbeitsmerkmal.  

9. Zahlreiche psychische Belastungen (fehlendes Feedback, Kolleg:innenkontakte, 
Überforderung) sind die nicht intendierten Folgen sozialer IsolaGon. 
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These 1: Prekarität 

Das Phänomen der Prekarität gewinnt als soziale Bedingung psychischer Belastungen in der 
ArbeitsgesellschaO zunehmend an Bedeutung. Prekär und informell BeschäOigte sind auf-
grund ihrer geringen sozialen und ökonomischen Absicherung besonders stark von den sozio-
ökonomischen Folgen der COVID-19-Pandemie betroffen. Im Hinblick auf das gesundheitliche 
Risiko dieser sozialen Gruppe ist ein höheres psychisches Belastungsniveau zu erwarten und 
mit nega<ven Auswirkungen auf das allgemeine Wohlbefinden zu rechnen. 

Zu den zentralen Veränderungen in der ArbeitsgesellschaA zählen Prekarisierungstendenzen. 
Prekarisierung beschreibt den Prozess des Brüchigwerdens (Castel/Dörre 2009). Beispiels-
weise lässt die Einschränkung von Sozialleistungen und unsichere BeschäAigungsverhältnisse 
einsGge Sicherheiten brüchig werden (Wimbauer/Motakef 2020). Aufgrund des sozialpoliG-
schen Wandels sGeg der Anteil unsicherer BeschäAigungsverhältnisse (Teilzeit, Minijobs, 
Zeitarbeit und befristete BeschäAigungen) in der Bundesrepublik an. Vor der Pandemie wa-
ren etwa 38 Prozent aller BeschäAigungsverhältnisse atypisch (Seifert 2017). Zudem vollzog 
sich ein arbeitsmarktpoliGscher Wandel. Während früher PrävenGon und Statussicherung im 
Vordergrund standen, ist gegenwärGg verstärkt EigeniniGaGve und Eigenverantwortung ge-
fordert (Dörre et al. 2013; Lessenich 2008). Gemessen an dem BeschäAigungsverhältnis und 
der Haushaltslage lebten in der Bundesrepublik etwa 12 Prozent der Erwerbsbevölkerung in 
einer verfesGgten prekären Lage (Allmendinger et al. 2018).  

Forscher:innen, die im Rahmen des Armuts-  und Reichtumsbericht der Bundesregierung das 
Bild der gegenwärGgen Sozialstruktur skizzieren, weisen einen systemaGschen Rückgang der 
AufsGegsmobilität aus den unteren sozialen Lagen wie der Armut oder der Prekarität nach 
(Groh-Samberg/Büchler/Gerlitz 2020). Groh-Samberg et al. zufolge entscheiden die Faktoren 
Einkommen, die Vermögen, die WohnsituaGon und die IntegraGon der Mitglieder eines 
Haushaltes in den Arbeitsmarkt über die soziale PosiGon in der GesellschaA. Laut den Be-
rechnungen der Forscher:innengruppe befinden sich 2018 etwa 9,3 Prozent der Gesamtbe-
völkerung in der Lage der Prekarität und etwa 12,2 Prozent in der Lage der Armut.  

Prekär BeschäAigte sinken aufgrund ihrer TäGgkeit und deren sozialer Verfasstheit deutlich 
unter das Schutz- und IntegraGonsniveau, welches in wohlfahrtsstaatlichen Kapitalismen als 
Standard definiert wird. Damit geht das BeschäAigungsverhältnis und/oder die ArbeitstäGg-
keit auch subjekGv mit Sinnverlusten, ParGzipaGons- und Anerkennungsdefiziten, Planungs-
unsicherheit und mit relaGver sozialer IsolaGon einher (vgl. Dörre 2020; Dörre 2017; Castel/
Dörre 2009). Die COVID-19-Pandemie lässt alte soziale Problemkomplexe in einer Deutlich-
keit erscheinen, die lange vor der Pandemie die Arbeits- und Lebensbedingungen vieler 
Menschen kennzeichneten. So auch der Trend zur Prekarisierung und seine Folgen wie unsi-
chere BeschäAigungsperspekGven, Befristung und Niedriglöhne (Dörre 2020).  
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Dass insbesondere prekäre Erwerbsarbeit Menschen krank machen, ihre Gesundheit gefähr-
den kann – in Form eines Erschöpfungssyndroms, aber auch in vielfälGgen anderen Formen – 
rekonstruieren die Arbeits- und Geschlechtersoziologinnen ChrisGne Wimbauer und Mona 
Mokatef in ihrer 2020 erschienenen interpretaGven Interviewstudie. Ein zentrales Ergebnis 
der HBS-Erwerbspersonenbefragung ist, dass Befragte mit geringen Haushaltseinkommen ein 
signifikant höheres Belastungsniveau in den Bereichen Familie, Erwerbsarbeit und Einkom-
menssituaGon aufweisen als Personen mit höheren Einkommen (Hövermann 2021).  

Die COVID-19-Pandemie betri� zahlreiche WirtschaAsbereiche, in denen BeschäAigte um 
den Verlust ihrer Arbeit fürchten, in Kurzarbeit geraten oder von Erwerbslosigkeit betroffen 
sind. Temporäre Erwerbslosigkeit und die Arbeit in prekären BeschäAigungsverhältnissen ru-
fen chronische Stresserfahrungen hervor, die sich negaGv auf die körperliche und psychische 
Gesundheit auswirken können (Hoffmann et al. 2020).  

Zum Verlust von Erwerbsarbeit halten bereits frühe Forschungen wie „Die Arbeitslosen von 
Marienthal“ (Jahoda/Lazarsfeld/Zeisel 1975 [1933]) als zentrales Ergebnis fest, dass dieser 
eine weitreichende psychosoziale Gefährdung bedeuten kann. Erwerbsarbeit erfüllt neben 
der materiell-ökonomischen Existenzsicherung vielfälGge soziale FunkGonen (Wimbauer/Mo-
takef 2020), die bei Ausweitung der Kurzarbeit schnell an die Grenzen geführt hat und bei 
steigender Arbeitslosigkeit dysfunkGonal werden. Obwohl bisher keine gesicherten Daten 
vorliegen, welche langfrisGgen Auswirkungen die COVID-19-Pandemie auf die psychische Ge-
sundheit hat, kann die BerücksichGgung der sozialen Lage Geltung in einer differenzierten 
Abschätzung psychischer Belastungen beanspruchen. 

These 2: Arbeitsverdichtung und Veränderungen in den Arbeitszeiten 

Verschiedene Formen der Arbeitsverdichtung zählen zu den psychischen Arbeitsbelastungen,  
die häufig mit Stressreak<on in Verbindung gebracht werden. Erste Befunde, die eine Ab-
schätzung der Arbeitsverdichtung in der COVID-19-Pandemie zulassen nehmen Bezug auf die 
Arbeitszeit (Dragano et al. 2020). BeschäOigte in systemrelevanten Berufen verzeichnen län-
gere Arbeitszeiten als Personen, deren Beruf als nicht systemrelevant gilt (Bünning/Hipp/
Munnes 2020). 

Seit Beginn der Pandemie sind deutliche Veränderungen des Arbeitszeitpensums zwischen 
den Branchen ersichtlich. Während in der ProdukGon im Vergleich zur öffentlichen Verwal-
tung seltener der Stundenumfang reduziert wird, ist eine polarisierende Entwicklung im Be-
reich wirtschaAliche, wissenschaAliche und technische Dienstleistung beobachtbar: In diesen 
Bereichen haben die ErwerbstäGgen sowohl eine erhöhte Wahrscheinlichkeit, mehr Stunden 
zu arbeiten als auch eine Wahrscheinlichkeit, gar nicht zu arbeiten. Am häufigsten arbeiten 
BeschäAigte im Bereich Handel, Gastgewerbe, Verkehr und Lagerei gar nicht. Wie zu erwar-
ten, verzeichnen die BeschäAigten in sogenannten systemrelevanten Berufen häufiger länge-
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re Arbeitszeiten, arbeiten seltener mit reduziertem Stundenumfang oder gar nicht (Bünning/
Hipp/Munnes 2020).  

Bereits vor dem Einsetzen der COVID-19-Pandemie berichteten ärztlich und pflegerisch Be-
schäAigte (in Krankenhäusern) von hohen Arbeitsbelastungen, wie beispielsweise lange Ar-
beitszeiten und hoher Zeitdruck (Dragano 2020 et al.). Insbesondere in jenen Krankenhaus-
bereichen, die direkt von den Folgen der Pandemie betroffen sind und dadurch bis zum Äu-
ßersten strapaziert werden, wie die Bereiche der Intensivpflege, sind BeschäAigte neben ge-
sGegenen Arbeitsbelastungen auch einem erhöhten InfekGonsrisiko und zudem der Gefahr 
ausgesetzt an einer Stressfolgestörung zu erkranken (Brakemeier et al. 2020). Erste Studien 
aus China zur psychischen Gesundheit und den psychosozialen Problemen des medizinischen 
Gesundheitspersonals während der COVID-19-Pandemie belegen eine Reihe von Stressreak-
Gonen wie starke Angstsymptome, Depressionen, Schlafmangel, etc. (Zhang et al. 2020). 
Weiterhin sollten BeschäAigte in der ambulanten und staGonären Altenpflege beachtet wer-
den, da die Pandemie die bereits grundsätzlich hohe Belastung weiter zu verstärken scheint 
(Brakemeier et al. 2020). 
  
These 3: Anerkennungsdefizite 

Die Veränderung der Arbeitsabläufe durch die Umstellung auf das Homeoffice und die Ar-
beitsverdichtung in sogenannten systemrelevanten Berufen führen zu Anerkennungsdefiziten 
bei den BeschäOigten. 

Fehlende Anerkennung kann sogenannte GrafikaGonskrisen (Sigrist 1996) auslösen, die wie-
derum das Risiko von Stress erhöhen können. Die Kernannahme besagt,  

„dass erhöhte Anforderungen insbesondere dann die Gesundheit von BeschäAigten 
bedrohen, wenn diese Anforderungen nicht durch entsprechende Anerkennungen 
kompensiert werden (z. B. angemessene Bezahlung, Wertschätzung der Leistung, 
AufsGegsmöglichkeiten)“ (Dragano et al. 2021: 11).  

Forscher:innen des Kompetenznetz Public Health COVID-19 schlagen dieses Modell als Bei-
trag zum Verständnis arbeitsbedingter Belastungen während der krisenbedingten Umwäl-
zungen der Arbeitsabläufe und ArbeitsorganisaGon vor. Insbesondere verschlechtern sich die 
Arbeitsbedingungen bei Berufen, die vor der COVID-19-Pandemie hohe Anforderungen und 
Belastungen von BeschäAigten forderten. Ein alarmierendes Beispiel ist sicherlich die gegen-
wärGge ArbeitssituaGon der PflegekräAe, die auch vor der Pandemie vielfach durch eine 
hohe Arbeitsdichte belastet waren (Dragano et al. 2021).  

Eine derzeiGge symbolische Anerkennung als systemrelevant wird durch die schlechte Bezah-
lung und den hochprekären Arbeitsbedingungen sowie deren arbeitsrechtliche Ausgestal-
tung konterkariert. Somit bleibt die berufliche GraGfikaGon aus. Die gesellschaAliche symbo-
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lische Anerkennung als systemrelevant wird nicht materiell eingelöst und bleibt unvollständig 
(Motakef 2020). 

These 4: Geschlechtsspezifische Auswirkungen 

Der „verordnete Rückzug ins Private“ (Speck 2020: 135) als Maßnahme zur Eindämmung des 
SARS-CoV-2 Virus ak<viert tradi<onelle Muster geschlechtsspezifischer Arbeitsteilung. Frauen 

fungieren als ‚heimliche Ressource‘ (Beck-Gernsheim 1991) und kompensieren zum einen die  
Repriva<sierung der (Für-)Sorge, zum anderen arbeiten sie mehrheitlich in systemrelevanten 
Berufen. 

Während des Lockdowns wurde Deutschlands TradiGon als "subsidiärer" Wohlfahrtsstaat 
(Esping-Andersen 1990), in dem die Familie ein Haupfräger der Sozialfürsorge ist, wiederbe-
lebt (vgl. Hipp/Bünning 2021: 659). Angesichts der mangelnden Unterstützung für Eltern 
während der Pandemie, die fortbestehende geschlechtsspezifische ArbeitsmarktsegregaGon 
und die ungleiche Verteilung von entlohnter und nicht entlohnter Arbeit zwischen den Ge-
schlechtern, konstaGeren die Forscherinnen Lena Hipp und Mareike Bünning geschlechtsspe-
zifische Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf die Beteiligung von Frauen und Männern 
– insbesondere von Müfern und Vätern – an BeschäAigung, Hausarbeit und Kinderbetreu-
ung und damit auch auf ihr subjekGves Wohlbefinden (ebd., vgl. auch Hammerschmidt/
Schmieder/Wrohlich 2020; Kohlrausch/Zucco 2020; Möhring et al. 2020). Die exploraGven 
Datenanalysen der Forscherinnen deuten darauf hin, dass Frauen mit etwas höherer Wahr-
scheinlichkeit als Männer entweder ihre Arbeitszeit reduzierten oder ihre ErwerbstäGgkeit 
unterbrachen, wobei ElternschaA als Schlüsselfaktor für die zunehmende Ungleichheit her-
vorgehoben wird. BeschäAigte in sogenannten systemrelevanten Berufen, die überwiegend 
weiblich sind (vgl. Koebe et al. 2020), arbeiteten mit geringerer Wahrscheinlichkeit weniger 
als vor dem Lockdown. In einer geschlechtersoziologisch angelegten Studie zur „Neuordnung 
des Privaten in Zeiten von Corona“ weisen Sarah Speck (2020) und ihr Team auf die unter-
schiedlichen Belastungen und die Ausgestaltung der (Für-)Sorgearbeit im jeweiligen Kontext 
von Homeoffice gegenüber der BeschäAigung in systemrelevanten Berufen hin. 

Müfer verrichten immer noch deutlich mehr nicht entlohnte Arbeit als Väter. Diese Un-
gleichheiten zwischen Männern und Frauen – insbesondere zwischen Müfern und Vätern –
könnten erklären, warum bei Frauen, Eltern und besonders bei Müfern auch eine größere 
vorübergehende Abnahme der Arbeitszufriedenheit, der Zufriedenheit mit dem Familienle-
ben und dem Leben im Allgemeinen zu beobachteten ist (vgl. Hipp/Bünning 2021: 660, vgl. 
auch Hövermann 2021). Bezogen auf die Vereinbarkeit dieser nach unterschiedlichen Zeitre-
gimen ablaufenden TäGgkeitsbereiche bedeutet dies doppelter Stress. „Versuchen sie beides 
– Beruf und Familie – zu vereinbaren, so bedeutet das Stress, kaum Zeit für eigene Bedürfnis-
se, Verschleiß von LebenskraA“ (Becker-Schmidt 2004: 30). 
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Die bisher erhobenen Befunde zeigen vor allem auf, dass (Für-)Sorgearbeiten in die Haupt-
verantwortung von Frauen fallen. Eine ExperGse für den Drifen Gleichstellungsbericht der 
Bundesregierung macht deutlich, dass die Arbeit im Homeoffice oA eine doppelte Belastung 
darstellt (Samtleben/Müller/Lof 2020). Der Schutz vor Doppelbelastungen durch die gleich-
zeiGge Übernahme von Erwerbs- und (Für-)Sorgearbeit muss über staatliche und betriebliche 
Rahmenbedingung verbessert werden. 

These 5: Entgrenzung von Arbeit & Leben 

Die COVID-19-Pandemie hat Einfluss auf ort- und zeiglexibles Arbeiten und ist ein Katalysator 
für die mobile Arbeit. Entgrenzungsdynamiken werden dadurch beschleunigt. 

Eine Dimension der Veränderungen in der ArbeitsgesellschaA ist die Entgrenzung von Er-
werbstäGgkeit und Privatsphäre (Voß/Prongratz 1998). Die Grundlage für die zeitliche und 
räumliche Entgrenzung liefern dabei InformaGonstechnologien. Zeit- und ortsunabhängiges 
Arbeiten ist durch den Rückgriff auf das Internet und auf mobile Endgeräte möglich gewor-
den und befördert zudem die permanente Erreichbarkeit. Außerdem verschärA die Vermi-
schung von privaten und beruflichen Geräten die Entgrenzung zusätzlich. Effekte auf die All-
tagsorganisaGon, die Neuordnung des Verhältnisses von Erwerbsarbeit und anderen Lebens-
bereichen sowie auf die Vereinbarkeit von Beruf und Familie bleiben nicht aus (Carstensen 
2015).  

Dieser Entwicklungstrend wird durch die COVID-19-Pandemie in allen Bereichen beschleu-
nigt, in denen das mobile Arbeiten von zu Hause aus möglich ist. BeschäAigte arbeiten im 
Homeoffice durchschniflich länger, leisten Überstunden und verkürzen öAer die gesetzlichen 
Mindestruhezeiten von elf Stunden als Personen, die nicht von zu Hause aus täGg sind – wie 
aus einer repräsentaGven Befragung der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin 
hervorgeht. Schnell verschwimmen Arbeits- und Ruhezeiten (BAuA 2020). Die Flexibilisierung 
von Arbeitszeiten hat häufig negaGve Auswirkungen auf die BeschäAigten. Im Hinblick auf 
die Arbeit im Homeoffice zeigt eine Studie die Wahrscheinlichkeit von 45 Prozent auf 
„abends nicht abschalten zu können“ und liegt damit mehr als doppelt so hoch wie bei Be-
schäAigten, die nie zu Hause arbeiten (Lof 2017). Grenzziehungen zwischen dem Arbeits- 
und Lebensbereich sind dann kaum mehr möglich. Das gedankliche Lösen von der Arbeit 
wird zunehmend erschwert, wodurch auch posiGve Effekte von Pausen- und Erholungspha-
sen verringert werden und Konflikte zwischen den Lebensbereichen entstehen können. Hinzu 
kommt für viele BeschäAigte, dass die Arbeit im Homeoffice eine neue SituaGon darstellt, die 
oA in Verbindung mit einer Mehrfachbelastung durch Kinderbetreuung steht (BAuA 2020). 
Zudem kann die Arbeit im Homeoffice geschlechtsspezifisch tradierte Arbeitsteilung verstär-
ken. Die Betreuungszeit steigt bei Müfern, die im Homeoffice arbeiten an, während Väter 
mehr Überstunden leisten, dagegen nicht mehr Zeit für Kinderbetreuung au{ringen (Hans-
Böckler-SGAung 2021). 
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These 6: Technostress 

Lockdown, Homeoffice und Videokonferenzen verändern die Arbeitsabläufe und den Arbeits-
alltag. Neueinführungen bzw. der verstärkte Rückgriff auf digitale Kommunika<onsmedien 
zur Einhaltung sozialer Distanzierung bedeutet für viele BeschäOigte eine neue Art der 
Stressbewäl<gung und Stressbelastung.  

In den vergangenen Jahren hat die Verbreitung von digitalen und mobilen InformaGons- und 
KommunikaGonstechnologien die Erwerbsarbeit maßgeblich verändert. Zu den zentralen 
Entwicklungen gehörten die Etablierung von Computern, Internet und Social Media, Mobilte-
lefonen, Smartphones, Laptops und Tablets im Arbeitsprozess (Carstensen 2015). So war die 
Digitalisierung der ArbeitsgesellschaA bereits vor der COVID-19-Pandemie weit fortgeschrit-
ten und hat durch die verstärkte ImplemenGerungen digitaler Technologien in vielen Berei-
chen einen kräAigten Schub erhalten. In Zeiten von Lockdowns und sozialer Distanzierung 
sind viele Büro- und Wissensarbeiter:innen in das Homeoffice gewechselt und davon sicher-
lich viele zum ersten Mal. Gerade in Bereichen, in denen in kurzer Zeit zur Schaffung einer 
virtuellen Umgebung zahlreiche neue Technologien eingeführt wurden, kann Technologie als 
möglicher Auslöser psychischer Belastungen wirken (Dragano 2020 et al.).  

„Technostress“ (Brod 1982) bzw. digitaler Stress meint die Entstehung von Stress durch den 
Einsatz digitaler Technologien. Stress, den die Benutzer:innen aufgrund von Anwendungs-
mulGtasking, ständiger Vernetzung, InformaGonsüberlastung, häufigen System-Upgrades, 
ständigem Umlernen und damit verbundenen arbeitsbezogenen Unsicherheiten sowie tech-
nischen Problemen im Zusammenhang mit der organisatorischen Nutzung von InformaGons- 
und KommunikaGonstechnik erleben (Tarafdar et al. 2010: 304f.). Zudem erleben viele Büro- 
und Wissensarbeiter:innen die Einschränkung der sozialen FunkGonen von Erwerbsarbeit 
aufgrund der Umstellung auf Homeoffice und den damit verbundenen Verlust der direkten 
KommunikaGon und KooperaGon mit ihren Kolleg:innen. Der direkte Kontakt zu Vorgesetzten 
und Kolleg:innen bricht als Ressource zur ArbeitsbewälGgung weg, neue StressbewälGgungs-
formen müssen etabliert werden. Die KommunikaGon über Videokonferenz-Systeme fordert 
bei vielen BeschäAigen neue fachliche Kompetenzen (BAuA 2020) – dies wird bei den Be-
schäAigten bei entsprechender Unterstützung sowohl als gewinnbringender Entwicklungs-
schrif als auch als überfordernder, nicht selbstgestalteter Anpassungszwang verstanden. 
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These 7: Konflikte 

Soziale Konflikte mit Kund:innen und Pa<ent:innen treten in einer allgemein angespannten 
Lage häufiger auf. Die Gefahr einer nega<ven Beanspruchung steigt aufgrund dieses Belas-
tungsfaktors. 

Der Kontakt zu anderen Personen ist bei vielen TäGgkeiten immanenter Teil der Arbeitsauf-
gabe. Im Hinblick auf soziale Konflikte zwischen BeschäAigten und PaGent:innen stellen im 
Gesundheitswesen täGge Personen eine besonders vulnerable Gruppe dar. Neben erhöhter 
InfekGonsgefahr und rasant gesGegener Arbeitsdichte werden den BeschäAigten auch belas-
tende Entscheidungen abverlangt. Welche alarmierenden Folgen die Überbelastungen des 
Gesundheitswesens, beispielsweise für Ärzt:innen hat, die aufgrund von Entscheidungen 
über eine staGonäre Aufnahme oder der Behandlungsintensität zwischen der eigenen Moral, 
der beruflichen Ethik und den vorhandenen Ressourcen abwägen müssen, zeigen Berichte 
über psychischen Stress, Scham- und Schuldgefühle bis hin zur Entwicklung psychischer Stö-
rungen (Brakemeier 2020 et al.). BeschäAigte in Pflegeheimen sind bei gleichbleibender Per-
sonaldecke mit einer hohen Zahl an verstorbenen COVID-19-PaGent:innen konfronGert und 
zugleich mit der TrauerbewälGgung belastet. 

Zu weiteren Bereichen, in denen der Kontakt zu anderen Personen ein wichGger Teil der Ar-
beitstäGgkeit ist, zählen interpersonelle Dienstleistungen und der Lebensmifeleinzelhandel. 
BeschäAigte im Lebensmifeleinzelhandel geraten häufig in den Konflikt mit Personen, die 
sich nicht an die Sicherheitsmaßnahmen wie beispielsweise das Einhalten der Abstandsre-
geln und das Tragen einer Mund-Nase-Bedeckung halten können oder wollen. Arbeitsbeding-
te soziale Konflikte sind mit negaGven Beanspruchungen und gesundheitlichen BeeinträchG-
gungen assoziiert und sollten durch prävenGve Gegenmaßnahmen bewälGgt werden (Draga-
no 2020 et al.). 

These 8:  Ängste und SGgmaGsierung  

Die gesundheitlichen Gefahren des neuar<gen SARS-CoV-2-Virus und die schwer abzuschät-
zenden Folgen auf gesellschaOlicher sowie individueller Ebene befördern S<gma<sierungs-
tendenzen. Die Verbreitung von Ängsten und Sorgen vor einer Infek<on unterscheiden sich im 
Hinblick auf das Tä<gkeitsfeld der BeschäOigen. 

„Unter SGgmaGsierung versteht man in erster Linie die KonstrukGon von Unterschieden und 
deren Verknüpfung mit diskrediGerenden Merkmalen und EigenschaAen. Sie hat schwerwie-
gende soziale Folgen, weil sie soziale Urteile enthält, die diskriminierendes (z. B. abschätzi-
ges, benachteiligendes, aggressives) Verhalten gegenüber sGgmaGsierten Personen legiG-
miert und zu systemaGschen Formen der Benachteiligung führt“ (Faller 2020). Die Frage, in-

Seite  von 4017



Belastungstrends

wieweit die SARS-CoV-2-Pandemie SGgmaGsierung oder Diskriminierungstendenzen auslöst 
oder diese verstärkt, muss im Hinblick auf Anfeindungen gegenüber besGmmten Bevölke-
rungs- oder Risikogruppen gestellt werden. Diese SGgmaGsierungen betreffen insbesondere 
Menschen mit besGmmten ethnischen Hintergründen (z. B. Menschen, denen gesellschaA-
lich ein asiaGsches Äußeres zugeschrieben wird), aber auch Personen, die mit dem Virus in 
Kontakt gekommen sind oder dieser vermutet wird (Infizierte, Angehörige, Gesundheitsper-
sonal) (Brakemeier 2020 et al.).  

BeschäAigte mit der Sorge, im Krankheits- oder Verdachtsfall durch Kolleg:innen und Vorge-
setzte sGgmaGsiert zu werden, können dazu geneigt sein Symptome zu unterdrücken oder 
Erkrankungen im privaten Umfeld zu verschweigen, auf Gesundheitsleistungen zu verzichten 
und somit auch Andere gefährden (Faller 2020). 

In Zeiten einer globalen Viruspandemie ist die Kontaktvermeidung dringend geboten. Die 
Herausforderung besteht darin, gleichzeiGg SGgmaGsierung und soziale Ausgrenzung zu ver-
meiden und Schutz vor Ansteckung zu gewährleisten (ebd.). 

Arbeitsbezogene InfekGonssorgen treten insbesondere bei Dienstleistenden (nicht-akademi-
sche Pflege- und Erziehungsberufe, Verkäufer:innen, Bedienstete des Gastgewerbes und Zu-
steller:innen), soziokulturellen Professionen (Ärzt:innen, Lehrer:innen und Sozialarbeiter:in-
nen) und ProdukGonsarbeitenden (FerGgungs- und Montageberufe aus der Industrie, Hand-
werksberufe, LogisGktäGgkeiten und landwirtschaAlich Arbeitende) auf. Dienstleistende be-
werten am negaGvsten die Schutzmaßnahmen ihrer Arbeitgeber:innen. Des Weiteren sind 
deutlich erhöhte Anteile von BeschäAigten, die unter subjekGv unzureichenden Schutzmaß-
nahmen arbeiten, unter ProdukGonsarbeitenden und soziokulturellen Professionen zu fin-
den. Deutlich wird das unterschiedliche arbeitsbezogene gesundheitliche Risiko, da in der 
Pandemie das InfekGonsrisiko vor allem bei interpersonellen Dienstleistungdberufen und in 
der ProdukGonsarbeit erhöht ist. Interpersonelle Arbeit ist aufgrund des unvermeidlichen 
Menschenkontakts grundsätzlich mit einem Basisrisiko verbunden. ProdukGonsarbeitende – 
IndustriebeschäAigte, LogisGkarbeiter:innen und Handwerker:innen sind durch ihre Arbeit 
physisch an die Präsenz in der Fabrik, Werkstäfen, Lagern und Baustellen gebunden. Außer-
dem konnten ProdukGonsarbeitende, ähnlich wie Dienstleistende, gegenüber ihren Arbeit-
geber:innen keine angemessenen Schutzmaßnahmen durchsetzten. Geschlechtsspezifisch 
betrachtet sind Frauen häufiger von InfekGonssorgen betroffen als Männer, da viele von ih-
nen interpersonelle Dienstleistungsberufe, wie Pflege, Erziehung und Einzelhandel ausüben 
(Fessler/Holst/Niehoff 2021a). 
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These 9: Soziale IsolaGon 

Soziale Isola<on, beispielsweise durch verordnete Quarantäne oder durch permanentes Ho-
meoffice, geht mit zahlreichen Belastungen für die psychische Gesundheit einher. Der Arbeits- 
und Gesundheitsschutz erweist sich insbesondere für das Homeoffice als defizitär. 

Das Arbeiten im Homeoffice birgt das Risiko der sozialen IsolaGon. Studien (Bentley 2016 et 
al.) stellen fest, dass isolaGonsbedingt das Stresserleben signifikant ansteigt und die Arbeits-
zufriedenheit mit zunehmender Arbeitszeit im Homeoffice sinkt. Außerdem kann eine lange 
ArbeitstäGgkeit ohne soziale InterakGonen zu Gefühlen von Einsamkeit und IsolaGon sowie 
Depressionen führen. Im Rahmen einer BeschäAigung im Homeoffice trif IsolaGon insbe-
sondere dann auf, wenn keine ausreichende Unterstützung vorliegt. Dies betri� sowohl den 
defizitären technischen Support (gerade in einer Phase der Einführung neuer Technologien 
und digitaler Lösungen), die mangelnde Unterstützung und das fehlende Vertrauen der Vor-
gesetzten als auch die mangelhaAe Koordinierung von AkGvitäten und die schwierige Zu-
sammenarbeit mit den Kolleg:innen auf Distanz (Langen et al. 2020). So führt die fehlende 
technische Unterstützung schnell zu Überforderungserleben. Auch wenn die zeitlichen Ge-
staltungsspielräume im Homeoffice etwas größer werden, können das fehlende Feedback 
der Vorgesetzten und das Ausbleiben einer gemeinsamen Pausengestaltung mit den 
Kolleg:innen zu einer Arbeit ohne Ende und zu einer problemaGschen „Zersetzung betriebli-
cher Sozialbeziehungen“ führen (Urban 2020). 
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Teil II - An=-Stress-Verordnung: Corona-Update 

Die Skizzierung der Belastungstrends zeigt die verschiedenen Herausforderungen für einen 
modernen Arbeits- und Gesundheitsschutz auf. Dabei verweisen die Veränderungen der Ar-
beitsgesellschaA und die sich zuspitzenden psychosozialen Belastungen unter den Bedingun-
gen einer globalen Pandemie auf rechtsverbindliche Regelungsbedarfe im Feld arbeitsbezo-
gener psychischer Belastungen und mobile Arbeit. Neue Arbeitsformen und deren kriGsche 
Ausprägungen wie prekäre BeschäAigungsverhältnisse und mobiles/digitales Arbeiten sorgen 
für neue Stresspotenziale, denen es Rechnung zu tragen gilt. Vor diesem Hintergrund wird 
der Verordnungsentwurf „Schutz vor Gefährdungen durch psychische Belastungen bei der 
Arbeit“, die sogenannte An<-Stress-Verordnung, im folgenden Abschnif anhand der Lei�ra-
gen diskuGert: 

(1) Wie veränderte sich das Arbeitsleben und das Erleben des physischen Stresses in der 
Arbeitswelt durch die Pandemie in Deutschland und speziell in Thüringen? 

(2) Welche Spezifik ergibt sich dabei für die psychische Belastung durch die Pandemie, 
speziell im Homeoffice, durch mangelnden Arbeitsschutz und damit verbundener 
Angst vor InfekGonen am Arbeitsplatz als Stressfaktor? 

(3) Welche Regelungsbereiche muss eine AnG-Stress-Verordnung umfassen, um umfäng-
lich Stresspontenziale für die BeschäAigten in unterschiedlichen Branchen zu senken 
und welche Aktualisierungen sind notwendig, um die Veränderungen des Arbeitsle-
bens durch die Pandemie abzubilden? 

(4) Welche erforderlichen Maßnahmen ergeben sich für die Unternehmen hinsichtlich des 
Erhalts der Erwerbsfähigkeit bei von InfekGonen betroffenen BeschäAigten? 

3.1 Arbeitsbezogene Stresspotenziale 

These 1: In der prekären Arbeitsgesellscha9 entsteht unter den Bedingungen der Pan-
demie neues branchen- und erwerbsspezifisches Stresspotenzial. 

Die COVID-19-Pandemie stellt eine Herausforderung für die psychische Gesundheit dar. Als 
mul<dimensionaler und potenziell toxischer Stressfaktor führt dieser in Deutschland zu psy-
chischen Problemen in der Allgemeinbevölkerung. Forschungen aus der klinischen Psycholo-
gie und Psychotherapie prognosGzieren einen AnsGeg der Inzidenz- und Prävalenzraten psy-
chischer Störungen. Untersuchungen vorheriger internaGonaler InfekGonswellen zeigen, dass 
Pandemien und Quarantänemaßnahmen neben dem physischen Risiko auch eine nicht zu 
unterschätzende Gefahr für die psychische Gesundheit bedeuten (Brakemeier et al. 2020). 
Unter den Bedingungen der Corona-Krise treten zudem strukturelle Veränderungen der letz-
ten Jahrzehnte in der ArbeitsgesellschaA wie beispielsweise Prekarisierung, Entgrenzung, 
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Flexibilisierung sowie Arbeitsverdichtung und die daraus resulGerenden gesGegenen Anfor-
derungen und psychosozialen Belastungen deutlich hervor. Die Pandemie führt zu neuen ar-
beitsbezogenen Stresspotenzialen, die verallgemeinert wie folgt lauten (vgl. VBG 2020): 

• Anhaltende Sorge einer InfekGon mit SARS-CoV-2, 
• Physische Distanzierung, 
• ZukunA- bis hin zu Existenzangst (Kurzarbeit, Erwerbslosigkeit, Umsatzausfälle), 
• Mehrfachbelastungen durch Erwerbs- und (Für-)Sorgearbeit (SGchwort Homeschoo-

ling und Homeoffice), 
• Stark veränderte Arbeitszeiten, Arbeitsaufgaben und Arbeitsabläufe, 
• Mangelnde technische Voraussetzungen,  
• DauerhaAes Homeoffice trennt von Kolleg:innen und lässt Ressourcen im täglichen 

Arbeitsablauf en�allen (moGvierende Zusammenarbeit, kurze Hilfestellungen, emo-
Gonale Unterstützung). 

Zu den deutlichen Veränderungen der ArbeitsgesellschaA zählt u. a. die steigende Erwerbslo-
sigkeit. In der Bundesrepublik konzentriert sich die Erwerbslosigkeit insbesondere auf Bran-
chen wie die Gastronomie, den Einzelhandel, die Kultur und die Industrie (Weber et al. 
2020). Zudem sind im allgemeinen Niedriglohn, Selbstständigkeit und atypische BeschäAi-
gungsverhältnisse mit pandemiebedingten Einkommensverlusten und materiellen Existenz-
sorgen verbunden (Bünning/Hipp/Munnes 2020; Hövermann 2020). Zugleich verschärA die 
Pandemie bestehende gesellschaAliche Geschlechterasymmetrien. Mehrere Studien zeigen 
auf, dass die Kinderbetreuung grundlegend neu organisiert werden musste und dabei Frauen 
vor allem die Verantwortung für die BewälGgung der zusätzlich anfallenden (Für-)Sorgearbeit 
gesellschaAlich zugeschrieben wird (exemplarisch Kohlrausch/Zucco 2020). Hervorzuheben 
ist, dass bislang vorliegende Studien aufzeigen, dass die Auswirkungen der COVID-19-Pan-
demie von erheblichen Ungleichheiten gekennzeichnet sind:  

Einkommenseinbußen treffen überproporGonal häufig BeschäAigte mit geringen Ein-
kommen (Bünning/Hipp/Munnes 2020, Hövermann 2020), der Zugang zum mobilen 
Arbeiten ist ungleich verteilt (Adams-Prassl et al. 2020) und Vereinbarkeitskonflikte 
tangieren insbesondere Frauen (Hipp/Bünning 2021). 

Hinzu kommt, dass neben den ökonomischen Unsicherheiten die BeschäAigten mit anhal-
tenden Corona-bezogenen Gesundheitsrisiken konfronGert sind. Dabei bestehen berufliche 
Ungleichheiten bei der ExposiGon gegenüber InfekGonsrisiken (Holst/Niehoff/Fessler 2020). 
Epidemiologische Auswertungen nach WirtschaAszweigen verdeutlichen:  

„Kreise mit einem hohen Anteil ErwerbstäGger in der ProdukGon hafen und haben 
im Durchschnif höhere Inzidenzen im Vergleich zu Kreisen mit einem weniger ausge-
prägten ProdukGonssektor. In Regionen mit hohen Anteilen sGegen die Inzidenzen zu 
Beginn aller drei Wellen früher und schneller an und erreichten ein höheres Niveau. 
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Zusätzlich zeigt sich, dass die Inzidenzen nach Einführung von IntervenGonsmaßnah-
men (Lockdown 1 und Lockdown „light“) später zurückgingen als in Regionen mit ge-
ringerem Anteil an ErwerbstäGgen in der ProdukGon.“ (Dragano/Wahrendorf 2021: 2) 

Einschränkend muss hinzugefügt werden, dass die Studienlage zur Rolle von Beruf und Er-
werb in der Pandemie äußerst dünn ist. Dabei bilden Studien zu offensichtlichen Hochrisiko-
berufen eine Ausnahme. Gut belegt ist hingegen, dass BeschäAigte im Gesundheitswesen, 
insbesondere bei PaGent:innenkontakt, einem deutlich höheren InfekGonsrisiko ausgesetzt 
sind (Dragano/Wahrendorf 2021: 4; Möhner/Wolik 2020). In Berufen mit zu vermutenden 
beengten Arbeitsplätzen und nicht opGmalen Hygienebedingungen werden erhöhte Erkran-
kungsrisiken konstaGert. Auffällig sind insbesondere die Erkrankungsrisiken bei BeschäAigten 
in der Leiharbeit (Möhner/Wolik 2020). 

Die Arbeitserfahrungen im Hinblick auf die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie variieren 
nach der beruflichen PosiGon: „Dienstleistende erfahren die Pandemie häufiger als Gesund-
heitsgefährdung, ProdukGonsarbeitende und Kleingewerbetreibende als WirtschaOskrise 
und BürokräAe als Treiber mobilen Arbeitens“ (Fessler/Holst/Niehoff 2021a: 8). Besonders 
betroffen von den negaGven Corona-Effekten sind Kleingewerbetreibende und Solo-Selb-
ständige sowie nicht-akademische Dienstleitungs- und ProdukGonsberufe. Die Pandemie be-
deutet die wirtschaAliche Existenzbedrohung für viele Selbstständige. ProdukGonsarbeitende 
leiden am häufigsten unter Verdiensteinbußen und ZukunOsunsicherheit. Dienstleitende, ins-
besondere in den nicht akademischen Gesundheits-, Sozial- und Erziehungsberufen, kriGsie-
ren häufig die unzureichenden Schutz- und fehlenden Entlastungskonzepte. Homeoffice und 
ein damit verbundener Digitalisierungsschub tangiert vor allem akademische Berufe sowie 
Büro- und VerwaltungskräAe. Entgrenzung von Berufs- und Privatleben sowie Stress durch 
unzureichende technische Voraussetzungen betreffen insbesondere BeschäAigte im Homeof-
fice. Zudem sind in der ArbeitsgesellschaA berufliche Ungleichheiten und Geschlechterun-
gleichheiten miteinander verbunden. In den interpersonellen Dienstleistungsberufen sind 
Frauen stark überrepräsenGert und dadurch einem exponierten Infek<onsrisiko ausgesetzt. 
Hingegen sind Männer häufig in technischen Berufen vertreten, die stärker von den wirt-
schaAlichen Lasten der Pandemie betroffen sind. Hinzufügen ist, dass Frauen deutlich stärker 
von Vereinbarkeitskonflikten zwischen (Für-)Sorge und Erwerbsarbeit sowie von Arbeitszeit-
reduzierungen betroffen sind als Männer (Holst/Niehoff/Fessler 2020). 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass arbeitsbezogene Stresspotenziale in den 
verschiedenen Branchen und WirtschaAszweigen unterschiedliche Ausprägungen wie Exis-
tenzangst, Infek<onssorgen, Entgrenzung, Technikstress sowie Vereinbarkeitskonflikte an-
nehmen und von klassischen Ungleichheitsdimensionen wie Einkommen und Geschlecht ab-
hängig sind. 

  Seite  von 22 40



  An<-Stress-Verordnung: Corona Update

3.2 Psychische Belastungen im Bereich digitale & mobile Arbeit 

These 2: Bisher wurden die psychosozialen Pandemierisiken im Arbeits- und Gesundheits- 
schutz wenig berücksich=gt – die Ansätze eines erneuerten Arbeitsschutzes werden bisher 
kaum greijar und mobiles Arbeiten verstärkt spezifische Belastungssymptome. 

Die Verbreitung des Homeoffice wird durch eine Debafe, um eine gesetzliche Regelung von 
Heimarbeit flankiert (Alipour/Falck/Schüller 2021). Die Umsetzung der Verlagerung des Ar-
beitens in das Homeoffice kann in Form eines Telearbeitsplatzes nach § 2 Abs. 7 der Verord-
nung über Arbeitsstäfen (Arbeitsstäfenverordnung – ArbStäfV) oder in Form des mobilen 
Arbeitens erfolgen. Im Gegensatz zum Telearbeitsplatz und der dafür zugrundeliegenden ver-
traglichen Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und BeschäAigten, ist der mobile Arbeitsplatz 
nicht rechtlich definiert. Durch die ad hoc eingetretene Veränderung aufgrund des Beschlus-
ses der Bundesregierung vom 15. April 2020 („Beschränkungen des öffentlichen Lebens zur 
Eindämmung der COVID-19-Epidemie“) ist davon auszugehen, dass für ein Großteil der Be-
schäAigten, die in das Homeoffice wechselten, keine vertraglichen Vereinbarungen getroffen 
wurden (Mojtahedzadeh/Rohwer et al. 2021). Die Arbeit im Homeoffice ist je nach Ausge-
staltung mit Risiken verbunden. Dazu gehören (vgl. Backhaus/Tisch/Beermann 2021: 37f.): 

• Entgrenzung, d. h. Vermischung von Privatleben und Beruf, 
• Überstunden (Ausdehnung der Arbeitszeit in den Feierabend), 
• (Interessierte) Selbstgefährdung, d.h. Arbeitshandeln gefährdet die Gesundheit 
• PräsenGsmus, d. h. „Weiterarbeiten trotz Krankheit“, 
• Hohe Arbeitsintensität und -belastung, 
• Einschränkung der sozialen Unterstützung, 
• Soziale IsolaGon, Schwierigkeit der KommunikaGon mit FührungskräAen und Kollegi-

um, insbes. Fehlen informeller KommunikaGon, 
• Unsichtbarkeit (Verminderung der Karrierechancen), 
• Unsichtbarkeit für Arbeitsschutz und betriebliche Maßnahmen der Gesundheitsför-

derung. 

Zudem werden bei digitalisierter Mobilarbeit besonders hohe Anforderungen an Selbststeue-
rung, Belastbarkeit und Anpassungsfähigkeit an wechselnde (ergonomisch unzulängliche 
Umgebungen) als Belastungsfaktoren deutlich (Carstensen 2015). Im Kontext flexibler Ar-
beitsformen wie der Homeoffice-TäGgkeit zeigen Studien, dass die Überschneidung von Be-
rufs- und Privatleben mit spezifischen psychischen Belastungsfaktoren einhergehen kann. Die 
Handlungsspielräume der BeschäAigten verändern sich dahingehend, dass ihnen mehr Ver-
antwortung in Bezug auf ihre Arbeitsgestaltung und die eigene Gesundheit übertragen wird 
(Mojtahedzadeh/Rohwer et al. 2021). Darüber hinaus birgt die eigenständige Arbeitszeitge-
staltung im Homeoffice die Gefahr, über die regulären Arbeitszeiten hinaus zu gehen. Somit 
kann sich die Einhaltung von Arbeits- und Erholungszeiten für BeschäAigte im Homeoffice 
aufgrund der flexibleren Arbeitszeiteinteilung als schwierig erweisen. Dies kann die Gefahr 
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von negaGven Beanspruchungsfolgen wie psychischer Erschöpfung begünsGgen. Zudem kann 
die psychische Abgrenzung von der Arbeit im Homeoffice maßgeblich erschwert sein. In die-
sem Zusammenhang bedeutsam ist auch das sogenannte „Abschalten von der Arbeit“. Ge-
lingt dies nicht, kann dieser Faktor zur Entstehung negaGver Beanspruchungsfolgen beitragen 
(Mojtahedzadeh/Rohwer et al. 2021). Als mögliche Folgen dieser Arbeitsform werden in der 
arbeitswissenschaAlichen Forschung neben des „nicht-Abschalten-Könnens“ und weniger 
Zeit zur Erholung sowie Muskel-Skelef-Erkrankungen auch das höhere Stresserleben und 
eine schlechtere psychische Gesundheit genannt (Backhaus/Tisch/Beermann 2021). 

In der jetzigen SituaGon bleibt die Arbeitsplatzgestaltung von den individuellen Rahmenbe-
dingungen und Bedürfnissen der BeschäAigten im Homeoffice abhängig. Beispielsweise sind 
beschäAigte bei der Arbeit von zu Hause häufig mit mangelnder technischer Unterstützung 
konfronGert und verfügen nicht selten über eine unzureichende Ausstafung. Als Folgen sind 
hohe Arbeitsintensität sowie Technostress zu nennen, die langfrisGg negaGve Auswirkungen 
auf die psychische und körperliche Gesundheit haben (Dragano/Lunau 2020; Meyer/Tisch/
Hünefeld 2019). 

Die Vereinbarung von Homeoffice und Homeschooling kann zusätzliche Belastungen durch 
unkontrollierbare Arbeitsunterbrechungen hervorrufen und das Stresserleben begünsGgen 
(Mojtahedzadeh/Rohwer et al. 2021). Während der COVID-19-Pandemie sind viele Eltern 
auch aufgrund ihrer (Für-)Sorgeverantwortung gegenüber Kindern und Angehörigen im Ho-
meoffice. Ausreichende insGtuGonelle Kinderbetreuung reduziert insbesondere bei Frauen 
Mehrfachbelastungen im Homeoffice. Daher ist Homeoffice kein SubsGtut für mangelnde 
insGtuGonelle Kinderbetreuung und kann nur gelingen, wenn die Betreuung von Kindern und 
Angehörigen gewährleistet ist (Ahlers/Zucco 2021). Sogenannte Work-Family-Konflikte treten 
insbesondere dann auf, wenn von zu Hause zu atypischen Arbeitszeiten gearbeitet wird und 
bei extensiver Arbeit von zu Hause, die mit negaGven Auswirkungen auf die Vereinbarkeit 
von Beruf und Privatleben verbunden ist sowie arbeitsbedingte Erschöpfung provoziert 
(Backhaus/Tisch/Beermann 2021).  

Durch die Diffusion von Arbeits- und Privatleben im Homeoffice wird zudem das Phänomen 
der Entgrenzung weiter zunehmen. Es gilt bestehende ergonomische, aber auch psychische 
Gefährdungen durch eine zunehmende SubjekGvierung der Arbeit im Blick zu behalten 
(Krauss-Hoffmann 2021). Festzuhalten ist, dass nach aktuellem Forschungsstand die Arbeit 
von zu Hause ohne betriebliche Vereinbarungen mit durchschniflich höheren Anforderun-
gen und einem größeren Risiko negaGver Beanspruchungsfolgen einhergeht (Backhaus/
Tisch/Beermann 2021; Wöhrmann 2020 et al.; Backhaus/Wöhrmann/Tisch 2019). Im Hinblick 
auf den Arbeitsschutz der BeschäAigten leitet sich daraus der Bedarf nach verbindlichen (be-
trieblichen) Vereinbarungen für die Arbeit im Homeoffice ab. Rechtliche KonkreGsierungen 
können Betriebe darin unterstützen. Mit klaren Gestaltungsdimensionen wird die Sicherheit 
und Gesundheit bei der Arbeit von zu Hause flankiert (Backhaus/Tisch/Beermann 2021). 
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Darüber hinaus geht für viele BeschäAigte die plötzliche NeuorganisaGon des Arbeitsplatzes 
sowie die andauernde PandemiesituaGon und das anhaltende InfekGonsrisiko mit einem er-
höhten Stresserleben einher (Mojtahedzadeh/Rohwer et al. 2021). Infek<onssorgen sind ins-
besondere in Branchen verbreitet, in denen im Kontakt mit Menschen gearbeitet wird. Der in 
der TäGgkeit immanent gegebene Menschenkontakt wird zum potenziellen InfekGonsrisiko. 
Auf andere Art und Weise sind ProdukGonsarbeitende aufgrund der physischen Gebunden-
heit an die Arbeit in der Fabrik, der Werkstaf oder der Baustelle von InfekGonsrisiken betrof-
fen. Hier ist die Möglichkeit, physische Distanz zu Kolleg:innen zu wahren in vielen Arbeits-
se�ngs begrenzt (Holst/Niehoff/Fessler 2020). Die Auswertungen einer Datenerhebung des 
WirtschaAs- und SozialwissenschaAlichen InsGtuts im Zeitraum April bis Mai 2021 zeigen 
Versäumnisse beim betrieblichen Arbeits- und Gesundheitsschutz auf. Hervorzuheben ist, 
dass diese Schutzdefizite insbesondere BeschäAigte mit geringen Einkommen häufiger be-
treffen. 

„So sagten in der ersten MaihälAe 2021 unter den Befragten mit niedrigerem Lohn 17 
Prozent, dass ihr Arbeitgeber keine ausreichenden InfekGonsschutzmaßnahmen ge-
troffen hat – verglichen mit einem Anteil von 9 Prozent unter den Besserverdienen-
den.“ (WSI 2021) 

Auf der Basis der quanGtaGven und qualitaGven Erhebungswellen vom April/Mai 2020 und 
vom April/Mai 2021 des Arbeitswelt-Monitors "Arbeiten in der Corona-Krise“ zeigen Agnes 
Fessler, Hajo Holst und Steffen Niehoff ein hohes Maß an KonGnuität im Hinblick auf die sub-
jekGven InfekGonsrisiken. Diese haben ihren Schwerpunkt in Berufen der interpersonellen 
Arbeitslogik. Zugleich sorgen sich BeschäAigte in nicht akademischen Berufen der unteren 
Klassen häufiger um eine Ansteckung und müssen aus ihrer eigenen PerspekGve unzurei-
chende Schutzmaßnahmen hinnehmen (Fessler/Holst/Niehoff 2021b).  
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3.3 Regelungs- und Aktualisierungsbedarf im Feld psychische Belastungen   

These 3: Die systema=sche Umsetzung von Regulierungsbereichen psychischer Belastun-
gen und Gesundheitsgefährdungen bedarf einer Rechtsverbindlicheit sowie des Einbezugs 
neuer Arbeitsformen als Regelungsbereich psychischer Gefährdungsfaktoren. 

Eine systemaGsche Betrachtung der regulaGven Ansätze, deren Gegenstandsbereich die psy-
chische Gesundheit in der Erwerbswelt darstellt zeigt, dass auf unterschiedlichen Ebenen re-
gulaGve Anforderungen in verschiedenen KonkreGsierungs- und Verbindlichkeitsgraden vor-
liegen. Dabei wird auf den höheren Ebenen die Notwendigkeit zur BerücksichGgung psy-
chisch relevanter Belastungsfaktoren genannt, konkrete Gestaltungsanforderungen werden 
jedoch auf untergeordneten Hierarchieebenen formuliert (Adolph/Michel 2018). Damit 
Stresspotenziale für BeschäAigte in unterschiedlichen Branchen nachhalGg reduziert werden 
und ein prävenGver Schutz vor psychischen Belastungen auf der Arbeit erfolgt, sind rechts-
verbindliche Regelungsbereiche beutender psychischer Gefährdungsfaktoren zu definieren. 

Wie bereits in 3.1 angedeutet variieren die arbeitsbezogenen psychosozialen Belastungen je 
nach Art der Tä<gkeit als auch in Abhängigkeit von den Arbeitsbedingungen im Arbeits- oder 
Organisa<onsbereich. Im Rahmen der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie (GDA) 
sind bereits Branchen- und täGgkeitsübergreifenden relevante Regelungsbereiche definiert, 
die in einer Verordnung zum Schutz vor psychischen Belastungen normiert werden sollten. 
Enthalten sollte eine Verordnung als mögliche Regelungsbereiche (vgl. Leitung des GDA-Ar-
beitsprogramms Psyche 2017): 

1. Arbeitsinhalt/Arbeitsaufgabe 
2. ArbeitsorganisaGon 
3. Soziale Beziehungen 
4. Arbeitsumgebung (einschließlich technischer Arbeitsmifel und -bedingungen) 

Diese Merkmalsbereiche sind durch mögliche Belastungsfaktoren zu konkreGsieren. Eine Ak-
tualisierung gilt es durch die Anerkennung von neuen Belastungsfaktoren vorzunehmen. Die-
se resulGeren aus der Verbreitung prekärer BeschäAigungsverhältnisse sowie aus dem Wan-
del ArbeitsgesellschaA aufgrund von Digitalisierungsprozessen. Ein moderner Arbeits- und 
Gesundheitsschutz muss die digitale und mobile Arbeit berücksichGgen. Der Regelungsbe-
reich neue Arbeitsformen definiert mögliche kriGsche Ausprägungen dieses TäGgkeitsbe-
reichs wie (vgl. Leitung des GDA-Arbeitsprogramms Psyche 2017): 

– räumliche Mobilität 
– atypische Arbeitsverhältnisse, diskonGnuierliche Berufsverläufe 
– zeitliche Flexibilisierung, reduzierte Abgrenzung zwischen Erwerbsarbeit und Privatleben 
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3.4 Erwerbsfähigkeit & COVID-19 

These 4: Der Erhalt der Erwerbsfähigkeit von Beschä9igten nach einer COVID-19-Pandemie 
ist stark vom Verhalten der Führungskrä9e im Unternehmen abhängig. 

Arbeitgeber sind verpflichtet den Verdacht auf eine arbeitsbezogene COVID-19-InfekGon 
beim zuständigen Unfallversicherungsträger anzuzeigen. Hinsichtlich des Erhalts der Er-
werbsfähigkeit von BeschäAigten, die sich im beruflichen Kontext mit SARS-CoV-2 infizierten, 
muss eine Ansteckung als Berufskrankheit oder Arbeits-, bzw. Wegeunfall anerkannt werden, 
um BeschäAigte auch gegen Spä�olgen abzusichern. Viele Berufsgruppen wie beispielsweise 
interpersonelle Dienstleistungen sind einem höheren InfekGonsrisiko ausgesetzt. Grundsätz-
lich kann eine arbeitsbezogene COVID-19-Erkrankung einen Versicherungsfall der gesetzli-
chen Unfallversicherung darstellen (vgl. DGVU). Arbeitgebende sind nach § 12 Abs. 1 Arb-
SchG dazu verpflichtet die BeschäAigten über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei der Ar-
beit während ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen (Backhaus/
Tisch/Beermann). 

In diesem Zusammenhang müssen besondere Maßnahmen für Long-COVID -Erkrankte ge13 -
troffen werden. Nach überstandener InfekGon können COVID-19-Erkrankte an körperlichen 
oder psychischen BeeinträchGgungen leiden. Hier bieten sich insbesondere Leistungen zur 
medizinischen Rehabilita<on und Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben an (BMAS 2021). 

Auf gesetzlicher Ebene sind Arbeitgebende seit 2004 dazu verpflichtet, BeschäAigten, die 
länger als sechs Wochen ununterbrochen oder wiederholt arbeitsunfähig sind ein betriebli-
ches Eingliederungsmanagement anzubieten. Dieses Instrument zielt auf den Erhalt der Ar-
beits- und BeschäAigungsfähigkeit ab (vgl. BAuA). 

3.5 Zusammenführung der Diskussion: Von den „Corona-Flanken“ zur gesamt-
gesellscha9lichen Stress-Diagnose – am Beispiel Thüringens 

Bereits vor der Pandemie galt Thüringen im Vergleich zu anderen Bundesländern nicht als 
Exponent des Arbeits- und Gesundheitsschutzes. Thüringens WirtschaA ist durch die hohe 
Anzahl von Kleinst- und kleinen Betrieben charakterisiert. Studien (exemplarisch Beck/Len-
hardt 2009) belegen, dass insbesondere Kleinst-, kleine und miflere Betriebe (KMU) die ge-
setzlichen Vorgaben des Arbeits- und Gesundheitsschutzes unzureichend umsetzen (Amler et 
al. 2018). 

 Mit den Begriffen „Long COVID“ oder „Post-COVID“ werden Fälle beschrieben, in denen Betroffene über den 13

Zeitraum der „akuten Covid-InfekGon“, d. h. nach vier Wochen noch Symptome zeigen und dadurch einge-
schränkt sind, ihren normalen TäGgkeiten nachzugehen (EU-OSHA 2021).
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Die Corona-Krise wirkt sich sektorenübergreifend aus. Ausgehend vom Einbruch bei den Ab-
satzmöglichkeiten und den Störungen in den Lieferkefen sind anfänglich die Folgen beson-
ders in Industrie und Dienstleistungsbranchen sichtbar (Schädlich/Sifel/Engel 2020). In Thü-
ringen sind etwa ein Drifel (35%) der Firmen teilweise oder unmifelbar bedroht (vgl. ZeTT-
Radar 06/2020) – ein Wert, der bis 2021 nur langsam sinkt. Zudem hat der Anteil von Be-
schäAigten in Kurzarbeit ein bisher noch nie so gekanntes Ausmaß erreicht und bleibt für die 
Unternehmen eine kurz- und mifelfrisGge KrisenbewälGgungsopGon. Die KreaGv- und Kul-
turwirtschaA (Hotel-, Gastgewerbe und Tourismus) ist von erheblichen Existenzgefährdungen 
betroffen (Engel et al. 2020). Aufgrund dieser Entwicklungen werden viele BeschäAigte mit 
Existenzsorgen konfronGert. 

In jüngerer Vergangenheit hat sich keine so rasche Veränderung in der Arbeitswelt vollzogen 
wie die Umstellung auf die Arbeit im Homeoffice. Binnen eines Jahres weitete sich der Anteil 
von 4 Prozent der BeschäAigten auf 27 Prozent kurz nach Beginn der Corona-Krise in 
Deutschland aus (vgl. Hans-Böckler-SGAung 2021). Hervorzuheben ist, dass die regionale 
Verteilung der Homeoffice-fähigen Jobs ein starkes Gefälle zwischen West- und Ostdeutsch-
land sowie zwischen städGschen und ländlichen Landkreisen aufweist (vgl. Alipour/Falck/
Schüller 2020: 32). Die Ergebnisse der Online-Umfrage des Zentrums für digitale Transforma-
Gon Thüringen belegen, dass im Januar 2021 57 Prozent der Unternehmen in Thüringen seit 
dem Beginn der Pandemie ihren BeschäAigten die TäGgkeitsverlagerung in das Homeoffice 
ermöglichten.  Für 43 Prozent der Unternehmen traf dies nicht zu, d. h., hier ließen entwe14 -
der Beschaffenheit der Arbeit (z. B. Montage-, Bau-, Handwerks- oder PflegetäGgkeit) eine 
solche Verlagerung nach Hause nicht zu. Oder eine solche ArbeitsorganisaGonsform war 
nicht rasch umsetzbar (SGchwort Digitalisierung) und kam gegebenenfalls aus strategischen 
oder aus Machbarkeitsgründen für die Betriebsleitungen nicht in Frage (vgl. ZeTT-Radar 
03/2021). Für BeschäAigte im Homeoffice ist insbesondere die Entgrenzung durch die Diffu-
sion von Arbeits- und Privatleben als potenzieller Gefährdungsfaktor zu beachten (ausführli-
cher siehe 3.2). 

Gerade an diesem Punkt der Entgrenzung entsteht aus der neuen betrieblichen Normalität 
die Frage der gesellschaAlichen Stress-Diagnose. Die poliGschen Maßnahmen zur Eindäm-
mung der Verbreitung von SARS-CoV-2 umfassten auch die Schließung der Schulen und Kin-
dertageseinrichtungen in staatlicher und freier TrägerschaA. Dies bedeutete einen massiven 
Eingriff in die Alltagsgestaltung von Familien, die ArbeitsorganisaGon von Eltern sowie die 
Bildungschancen von Kindern und Jugendlichen. Die Herausforderung, wie eigentlich die täg-
liche Zeit in Beruf und Familie organisiert werden kann, um die verschiedenen Lebensberei-
che angemessen aufeinander zu beziehen, spitzt sich zu und avanciert zu einem privaten 

 Für die Bewertung der Verbreitung ist der Blick auf die Zusammensetzung der thüringischen Unternehmens14 -
landschaA von Bedeutung (vgl. ZeTT-Radar 03/2021).
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Problem von Familien. Die ReorganisaGon dieser Vereinbarkeit ist mit hohen und nachhalG-
gen Belastungen für Eltern verbunden. Laut der Studie „Thüringer Familien in Zeiten von Co-
rona“ war die AlltagsorganisaGon, die Vereinbarkeit von Familie und Beruf, Kinderbetreuung 
und Haushalt sowie das veränderte, auf die Kernfamilie konzentrierte Sozialleben mit Her-
ausforderungen und Schwierigkeiten verbunden. Mehrfachbelastungen, einem Mangel an 
Zeit sowie fehlende Ausgleichsmöglichkeiten bewirkte bei den befragten Familien Stress, Un-
zufriedenheiten und Erschöpfungsgefühle. Der Versuch die Bedürfnisse der Kinder im Home-
schooling mit der elterlichen BerufstäGgkeit zu vereinbaren führt zu zeitlichen Entgrenzun-
gen und einem erhöhten familiären Stressniveau, das gesellschaAlich breit diskuGert wurde 
(Lochner 2021 et al.). 
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Teil III - Expert:innengespräche zum Themenfeld An=-Stress-Verordnung 

4. Defizitärer Arbeits- und Gesundheitsschutz im Bereich psychische Belastun-
gen: Herausforderungen und Implemen=erungsschwierigkeiten 

Um eine möglichst differenzierte PerspekGve auf den Erneuerungsbedarf des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes im Bereich des Schutzes vor Gefährdungen durch psychische Belastun-
gen abzubilden, wurden drei Interviews mit verschiedenen Akteur:innen geführt, deren Ar-
beits- und Forschungsschwerpunkt auf dem Feld psychosoziale Arbeitsbelastungen liegt. Die 
Gespräche zielten vor allem darauf ab die Herausforderungen und ImplemenGerungsschwie-
rigkeiten einer rechtsverbindlichen Verordnung zum Schutz vor Gefährdungen durch psychi-
sche Belastungen bei der Arbeit zu eruieren. Im Folgenden werden die zentralen Gesprächs-
befunde zusammenfassend dargelegt. 

GegenwärGg finden psychische Belastungen im betrieblichen Arbeitsschutz nur selten Be-

rücksichGgung. Findet die Gefährdungsbeurteilung als gesetzlich vorgeschriebenes Instru-
ment Anwendung, fehlt jedoch oA die BerücksichGgung psychischer Belastungen. Knapp die 
HälAe der Betriebe in Deutschland, darunter viele Klein- und Kleinstbetriebe, führen keine 
Gefährdungsbeurteilung durch (BAuA 2021). Im Hinblick auf eine Verordnung zum Schutz vor 
Gefährdungen durch psychische Belastungen wird seitens eines Experten für Arbeits- und 
Gesundheitsschutz im Feld psychische Belastungen auf die Komplexität der Belastungskon-
stellaGonen hingewiesen und als Herausforderung für die betriebliche Praxis bewertet. Dabei 
wird konstaGert, dass eine Verordnung einen komplexitätsreduzierenden Effekt haben könne. 
Zudem wird die AdapGerung eines Schutzes vor Gefährdungen durch arbeitsbezogene psy-
chische Belastungen als poliGscher Prozess wahrgenommen, in den unterschiedliche Beurtei-
lungen und Gestaltungsvorstellungen von Akteur:innen im Betrieb, aufgrund von Interessen-
konflikten kumulieren. Hier gilt es eine „Verbetrieblichung“ des Schutzes vor psychischen Ar-
beitsbelastungen zu etablierteren bzw. zu stärken. Neben der Regulierung auf der betriebli-
chen Ebene bedarf es darüber hinaus einer Sensibilisierung der BeschäAigten für den prä-
venGven Schutz vor negaGven psychischen Beanspruchungen. In diesem Kontext können si-
cherlich die zahlreichen Lei�äden und Handlungsempfehlungen der GDA-Träger für die Ge-
fährdungsbeurteilung psychischer Belastungen eine hilfreiche OrienGerung bieten. 

Dagegen stellt die BerücksichGgung psychischer Belastungen im Rahmen der Gefährdungs-
beurteilung in der betrieblichen Praxis eher die Ausnahme als die Regel dar und findet oA-
mals nur in größeren Betrieben Anwendung. Dieser Umstand konterkariert, dass miflerweile 
ein breiter Konsens darüber besteht, dass psychische Belastungen in der Gefährdungsbeur-
teilung zu berücksichGgen sind. Als wesentlicher Grund für die defizitäre Umsetzung wirksa-
mer PrävenGonsmaßnahmen wird die unzureichende Ausgestaltung des Arbeitsschutzrechts 
im Bereich psychischer Belastungen genannt. So führt diese Regelungslücke in der betriebli-
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chen Arbeitsschutzpraxis zu einer „Schutzlücke“. Blickt man auf die unzureichende Anwen-
dung der Gefährdungsbeurteilung in der betrieblichen Praxis, könnte sich die Umsetzung ei-
ner AnG-Stress-Verordnung in der betrieblichen Praxis ähnlich defizitär ausgestalten. 

Als ein weiterer Grund für die unzureichende Durchsetzung von konkreten Maßnahmen wird 
problemaGsiert, dass die Auseinandersetzung mit arbeitsbezogener psychischer Belastung 
als höchst poliGsch aufgefasst wird und davon auszugehen ist, dass viele Konflikte entstehen 
und ggf. massiver Widerstand von Seiten der Arbeitgeberverbände zu erwarten ist. 
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5. Fazit und Ausblick: Psychische Arbeitsbelastungen iden=fizieren und prä-
ven=ver Schutz  

Die Darstellung der Belastungstrends zeigt die hohe Komplexität psychosozialer arbeitsbezo-
gener Gefährdungsrisiken auf. Hier gilt es, die strukturellen Ursachen, welche die Weichen 
für die Anforderungen an BeschäAigte stellen, in den Blick zu nehmen. Als Regelungsberei-
che rücken dann insbesondere die Gefährdungsrisiken der Arbeitsinhalte, der Arbeitsorgani-
saGon, der sozialen Beziehungen bei der Arbeit und der Arbeitsumgebungsbedingungen in 
den Vordergrund (vgl. GDA-Arbeitsprogramm Psyche 2017; Beck 2019). Eine Modernisierung 
des Arbeits- und Gesundheitsschutzes gilt es im Hinblick auf Gefährdungsrisiken vorzuneh-
men, die aus neuen Arbeitsformen resulGeren, wie beispielsweise mobile und digitale Arbeit. 
Klar ist, dass Homeoffice auch nach der Corona-Krise erheblich an Bedeutung gewinnen wird. 
Im Gegensatz zur Telearbeit besteht im Hinblick auf die mobile Arbeit eine weitere Rege-
lungslücke. Diese Entwicklung zeigt sowohl die Herausforderung auf, neue Belastungskonstel-
laGonen adäquat abzubilden als auch die prozesshaAe Weiterentwicklung des Arbeits- und 
Gesundheitsschutzes weiterzuführen. 

Zudem verdeutlicht die Darstellung der Belastungstrends die Bedeutung struktureller Ursa-
chen von psychosozialen Belastungen in der ArbeitsgesellschaA. Kampagnen wie beispiels-
weise die „IniGaGve Offensive Psychische Gesundheit“ greifen zu kurz, da die Verantwortung 
des Schutzes vor psychischen Belastungen auf die Betroffenen selbst abgewälzt wird und die 
alleinige Fokussierung auf die individuelle Ebene nicht zielführend ist. Dagegen würde eine 
rechtsverbindliche Verordnung helfen, die strukturellen Gefährdungsrisiken zu normieren 
und damit die Ursachen von psychischen Belastungen in der modernen ArbeitsgesellschaA 
treffen. Damit soll nicht die WichGgkeit der Sensibilisierung für dieses Themenfeld relaGviert 
werden, jedoch muss daraus auch die Verständigung auf verbindliche Schutzziele erfolgen, 
die es auf der betrieblichen Ebene umzusetzen gilt. 

Das Themenfeld Schutz vor Gefährdungen durch psychische Belastungen bei der Arbeit gilt es 
in ZukunA im Rahmen der Debafe „digitaler Wandel der ArbeitsgesellschaA“ weiter diskurs-
fähig zu halten. Zugleich müssen die Veränderungen der Arbeitsbelastungen berücksichGgt 
werden. Ein zentraler Aspekt ist in diesem Zusammenhang die Verbreitung des Homeoffice 
und die damit verbundene ProblemaGk der Entgrenzung. Die rasche Verbreitung des Home-
office im Kontext der Corona-Pandemie ging mit Regelungslücken einher, die nun durch ei-
nen verbindlichen Rechtsrahmen im Bereich mobiler Arbeit geschlossen werden müssen. 

Unter den Bedingungen der Pandemie gewinnt nicht nur die Debafe um psychische Belas-
tungen in der ArbeitsgesellschaA erneut an Aufmerksamkeit, sondern auch die Diskussion 
um fehlende Regelungsbereiche zum Schutz vor Gefährdungen durch arbeitsbezogene psy-
chische Belastungen.  
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